Einstimmiger Beschluss des Landesbeirates für Behinderte im Land Berlin auf seiner

6. Sitzung in der 2. Amtsperiode am 2. November 2005

1. Der Landesbeirat für Behinderte bittet Frau Senatorin Dr. Knake-Werner in seiner nächsten Sitzung, die zum 4. Januar 2006, 14.00 bis 17.00 Uhr, einberufen wird, in einem speziellen TOP zum Projekt Sozialamt 2005 und insbesondere zu dem dort enthaltenen Fallmanagement zu berichten und die Aussprache zu führen.

2. Alle Mitglieder des Landesbeirates sowie die Vertreter aller Fraktionen des Berliner Abgeordnetenhauses und die Vertreter der zuständigen Senatsverwaltungen – insbesondere SenGSV und Sen Fin – werden herzlich eingeladen, am 

Mittwoch, 16. November 2005, 17.00 bis 19.30 im Jugend-Kulturzentrum PUMPE, Lützowstr. 42, 10785 Berlin 

mit dem Aktionsbündnis BLAUES KAMEL unter dem Thema

FALLAKTE : MENSCH 

schon dazu das Gespräch zu suchen.

3. Im Blick auf die diesbezügliche Befassung des Hauptausschusses des Abgeordnetenhauses am 9. und 16.11.2005 ergeht folgende Resolution an die Vorsitzenden der Fraktionen im Berliner Abgeordnetenhaus, den Vorsitzenden und die Mitglieder des Hauptausschusse im Berliner Abgeordnetenhaus sowie die Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz, Frau Dr. Knake-Werner:

Der Landesbeirat für Behinderte im Land Berlin spricht sich gegen  Sparmaßnahmen der Bezirke im Bereich der ambulanten Pflege und der Eingliederungshilfe aus.

Die Leistungen zur individuellen Bedarfsdeckung müssen weiterhin im vollen Umfang gewährt werden.

Bewilligte Hilfen müssen Teilhabe zum Ziel haben, das heißt, behinderten Bürgern muss es möglich sein, ihren Alltag ähnlich dem der Nichtbehinderten zu gestalten.

Insbesondere darf kein behinderter Mensch gegen seinen Willen in eine stationäre Einrichtung bzw. aus einer Einrichtung der Eingliederungshilfe in ein Pflegeheim abgeschoben werden.

Wir fordern Frau Senatorin Dr. Knake- Werner auf, sich nicht nur von den jetzt bekannt gewordenen Sparplänen des Bezirks Spandau zu distanzieren, sondern aktiv in allen Bezirken dagegen vorzugehen und insbesondere für eine gesetzeskonforme Anwendung des Fallmanagements einheitlich in allen Berliner Bezirken zu sorgen.

